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Preisvergleichsliste II
UWG § 1;
Richtlinie 97/55/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 6. Oktober 1997 zur Änderung der Richtlinie 
84/450/EWG über irreführende Werbung zwecks Einbeziehung 
der vergleichenden Werbung (ABI. Nr. L 290 vom 23.10.1997, 
S. 18)

Stellt ein Gewerbetreibender in einer Preisliste die von 
ihm ermittelten Angebotspreise verschiedener Lieferanten 
zusammen und erbietet er sich, die in der Preisliste aufge­
führten Artikel zu den dort genannten Preisen zuzüglich ei­
nes prozentualen Aufschlags zu liefern, stellt das eine 
vergleichende Preiswerbung dar, die nach § 1 UWG nicht zu 
beanstanden ist, wenn sie die in Art. 3a Abs. 1 lit. a-h 
der Richtlinie 97/55/EG genannten Voraussetzungen erfüllt.
BGH, Urt. v. 23. April 1998 - I ZR 2/96 - OLG Düsseldorf

LG Mönchengladbach
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 23. April 1998 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Erdmann und die Richter 
Prof. Dr. Mees, Starck, Dr. Bornkamm und Pokrant

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 20. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 28. November 1995 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Klägerin stellt Artikel der Montage- und Befesti­
gungstechnik für Tischlereibetriebe her, die sie bundesweit 
durch Vertreter vertreibt. Die Beklagten, die unter der Be­
zeichnung "Informations- und Einkaufsgemeinschaft für holz- 
und kunststoffverarbeitende Betriebe ..." auftreten, wand­
ten sich an Schreinereien und Tischlereien mit der Auffor­
derung, ihnen die Einkaufsrechnungen für derartige Artikel 
vorzulegen. Sie stellten auf dieser Grundlage Preisver­
gleichslisten her, in denen sie die Artikel, die Lieferan­
ten und die ihnen von den - nicht genannten - Tischlereibe­
trieben im einzelnen angegebenen Preise mit dem jeweiligen 
Rechnungsdatum aufnahmen. Sie verschickten diese Listen zu­
nächst auszugsweise mit Anschreiben an Tischlereibetriebe, 
um diesen die jeweils günstigsten Preise aufzuzeigen und 
sie für eine sogenannte Einkaufskooperation zu gewinnen.
Den Empfängern dieser Schreiben wurde angeboten, gegen Zah­
lung eines einmaligen Betrages von 85,—  DM und eines Be­
trages von je 37,50 DM für die Monate der Probezeit die 
"gesamten 3.500 Preisinformationen" sowie den "regelmäßigen 
Preisspiegel" zu beziehen (Anl. K 2 und K 3). Sodann wurde 
auf die Möglichkeit hingewiesen, Montage- und Befestigungs­
teile über die Beklagten zu den in den Listen genannten 
Preisen verschiedener Hersteller zu bestellen, wobei die 
Provision für die Beklagten zusätzlich 6 % betragen sollte.

Die Klägerin hat das Verhalten der Beklagten als einen 
Verstoß gegen §§ 1 und 3 UWG beanstandet und Unterlassung 
begehrt, da die versandten Preislisten weder objektiv noch
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vollständig seien. Der jeweils teuerste Anbieter werde dis­
kriminiert, zumal nur wenige Artikel aufgeführt seien. Die 
von den Beklagten vorgenommene Auswahl biete manigfaltige 
Möglichkeiten einer Manipulation. Die Voraussetzungen, un­
ter denen ein Preisvergleich ausnahmsweise zulässig sei, 
lägen nicht vor.

Die Beklagten sind dem entgegengetreten. Zwischen ih­
nen und der Klägerin als Lieferantin bestehe kein Wettbe­
werbsverhältnis. Die verteilten Preisvergleichslisten seien 
im übrigen inhaltlich zutreffend; in den angesprochenen 
Tischlereibetrieben sei bekannt, daß die Zusammenstellungen 
notwendigerweise unvollständig seien.

Das Landgericht hat die Beklagten antragsgemäß unter 
Androhung der gesetzlichen Ordnungsmittel verurteilt, es zu 
unterlassen,

Preisvergleichslisten für Artikel aus dem Be­
reich der Montagetechnik an dafür in Betracht 
kommende Gewerbebetriebe zu versenden und/oder 
den Empfängern dieser Preisvergleichslisten oder 
unter Verwendung solcher Listen den Verkauf von 
Artikeln der Befestigungstechnik unter Berech­
nung von Aufschlägen auf die Preise der Liefe­
ranten anzubieten und/oder in dieser Weise Ver­
käufe durchzuführen.

Das Landgericht hat die Beklagten weiter als Gesamt­
schuldner verurteilt, Auskunft über den Umfang der seit dem 
1. Dezember 1993 verbreiteten Preisvergleichslisten zu er­
teilen, und festgestellt, daß die Beklagten als Gesamt­
schuldner der Klägerin den dieser entstandenen und noch 
entstehenden Schaden zu ersetzen hätten.
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Auf die Berufung der Beklagten hat das Berufungsge­
richt die Klage abgewiesen.

Mit der Revision verfolgt die Klägerin die Klageanträ­
ge weiter. Die Beklagten beantragen, die Revision zurückzu­
weisen.

Entscheidungsgründe:

I. Das Berufungsgericht hat einen Verstoß gegen §§ 1 
und 3 UWG verneint und dazu ausgeführt:

Zwischen den Parteien bestehe kein unmittelbares Wett­
bewerbsverhältnis, da die Beklagten nicht als Anbieter von 
(eigenen) Artikeln der Montage- und Beschlagstechnik auf- 
träten. Für die Klagebefugnis nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 UWG 
genüge jedoch ein mittelbares Wettbewerbsverhältnis, das 
hier vorliege, weil die Beklagten durch die Versendung der 
angegriffenen Preisvergleichslisten den Wettbewerb derjeni­
gen mit der Klägerin konkurrierenden Anbieter von Befesti- 
gungs- und Montageartikeln förderten, die dort als beson­
ders günstig erschienen, was notwendigerweise zu Lasten 
derjenigen Anbieter - darunter möglicherweise auch der Klä­
gerin - gehen müßte, die in den Listen als weniger günstig 
in der Preisgestaltung erschienen.

Das angegriffene Verhalten der Beklagten sei nicht 
nach den von der Rechtsprechung zur Unzulässigkeit von
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Preisvergleichen entwickelten Grundsätzen als wettbewerbs­
widrig zu beurteilen. Nach der Rechtsprechung sei nur der 
Vergleich von Preisen durch einen selbst mit einem eigenen 
Angebot in diesem Preiswettbewerb vertretenen Marktteilneh­
mer als unzulässig anzusehen. Die Beklagten gehörten nicht 
zu diesem Personenkreis, da sie selbst keinerlei Artikel 
der Montage- und Befestigungstechnik anböten. Es sei ihnen 
nur darum gegangen, Tischlereibetrieben die Möglichkeit zu 
bieten, mit 6%iger Provisionshilfe das jeweils günstigste 
Angebot eines dritten Lieferanten wahrzunehmen. Die Beklag­
ten hätten also ausschließlich fremde Preise miteinander 
verglichen, nicht aber eigene Preise mit fremden Preisen. 
Eine derartige Zusammenstellung oder Marktübersicht durch 
einen am eigentlichen Preiswettbewerb selbst nicht Betei­
ligten sei als solche grundsätzlich nicht wettbewerbswid­
rig .

Das Vorbringen der Klägerin im Schriftsatz vom 6. No­
vember 1995 sei verspätet und hätte überdies nur im Wege 
der Klageänderung, die hier nicht sachdienlich sei, berück­
sichtigt werden können. Die Klägerin greife mit ihrem - oh­
nehin zu weit und unklar gefaßten - Unterlassungsantrag ein 
Verhalten der Beklagten an, das dadurch gekennzeichnet sei, 
daß die Beklagten (gegen Gebühr) fremde Preise mitteilten 
und beim Einkauf über sie - die Beklagten - einen durch 
Prozentrechnung zu ermittelnden "Aufwandsaufschlag" erhiel­
ten.

Die Versendung der Listen stelle auch keine wettbe­
werbswidrige Diskriminierung anderer Händler dar, weil all­
gemein bekannt sei, daß es keine "Einheitspreise" gebe. Für
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die angesprochenen Tischlereibetriebe sei erkennbar, daß 
die Preisvergleichslisten der Beklagten angesichts der 
Vielzahl von Artikeln und der Quellen der Preisangaben 
zwangsläufig unvollständig sein müßten. Soweit die Klägerin 
weiter geltend gemacht habe, daß sie und auch andere Liefe­
ranten durch die geplante "Einkaufskooperation" unter Druck 
gesetzt werden sollten, sei dies, wenn man das Vorbringen 
überhaupt als schlüssig ansehen wollte, von den gestellten 
Anträgen nicht erfaßt.

II. Die Revision hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sa­
che an das Berufungsgericht.

1. Die Annahme des Berufungsgerichts, zwischen den 
Parteien bestehe kein unmittelbares, sondern nur ein mit­
telbares Wettbewerbsverhältnis, und die aus dieser Annahme 
gezogenen Schlußfolgerungen begegnen durchgreifenden recht­
lichen Bedenken.

Das Berufungsgericht hat damit offensichtlich sagen 
wollen, daß sich die Sachbefugnis der Klägerin vorliegend 
nicht unmittelbar aus § 1 UWG, sondern aus § 13 Abs. 2 
Nr. 1 UWG ergibt, und zwar deshalb, weil die Beklagten 
nicht selbst als Anbieter eigener Artikel der Montage- und 
Beschlagstechnik aufträten. Dieser Ansicht, die sich er­
sichtlich auf die weitere Prüfung der Frage ausgewirkt hat, 
ob ein unzulässiger Preisvergleich vorliegt, kann nicht 
beigetreten werden.
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a) Als unmittelbar betroffener Mitbewerber, dessen 
Sachbefugnis sich unmittelbar aus der verletzten Norm er­
gibt, ist grundsätzlich derjenige anzusehen, der zu dem 
Verletzer (oder dem von diesem Geförderten) in einem kon­
kreten Wettbewerbsverhältnis steht. Mit diesem im Gesetz 
nicht ausdrücklich genannten Erfordernis wird das u.a. in 
den §§ 1 und 3 UWG vorausgesetzte Tatbestandsmerkmal des 
Handelns zu Zwecken des Wettbewerbs im Blick auf die Klage­
befugnis umschrieben. An diesem schon bisher in der Recht­
sprechung vertretenen Verständnis hat sich durch die UWG- 
Novelle 1994 nichts geändert (vgl. BGH, Urt. v. 5.3.1998
- I ZR 229/95 - Fotovergrößerungen - Umdr. S. 7 f. m.w.N.).

b) Danach reicht es für die Aktivlegitimation der Klä­
gerin zur Geltendmachung von Ansprüchen unmittelbar auf­
grund der §§ 1 und 3 UWG grundsätzlich aus, daß sie konkre­
te Wettbewerberin der Beklagten ist. Das ist allerdings nur 
dann der Fall, wenn sie durch das beanstandete Wettbewerbs­
verhalten überhaupt beeinträchtigt, d.h. im Absatz behin­
dert oder gestört werden kann (BGH aaO - Fotovergrößerun­
gen). Davon ist hier auszugehen. Entgegen der Ansicht des 
Berufungsgerichts ist das Verhalten der Beklagten geeignet, 
nicht nur den Wettbewerb derjenigen Mitbewerber der Kläge­
rin zu fördern, die in den Preisvergleichslisten als beson­
ders preisgünstig erscheinen, sondern auch den eigenen 
Wettbewerb. Denn das Verhalten der Beklagten beschränkte 
sich nicht nur darauf, Tischlereibetrieben eine entgeltli­
che Information über die jeweils günstigsten Preise für be­
stimmte Artikel anzubieten (vgl. Anl. K 2 und K 3), sondern 
sie versandten - wie das Berufungsgericht im unstreitigen 
Teil des Tatbestandes ausgeführt hat (BU 3) - die Listen
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auch mit dem Ziel, die Betriebe für eine sogenannte Ein­
kauf skooperation zu gewinnen, in deren Rahmen diese die Ar­
tikel (Montage- und Befestigungsteile) auch über die Be­
klagten gegen Zahlung einer Provision von 6 % sollten be­
stellen können. Dabei kann es auf sich beruhen, ob die Be­
klagten - wie von der Revision und auch vom Landgericht an­
genommen - bei diesem Geschäft die rechtliche Stellung ei­
nes Zwischenhändlers im Streckengeschäft oder nur die eines 
Einkaufskommissionärs oder Provisionsvermittlers haben 
sollten. Denn für die Annahme eines konkreten Wettbewerbs­
verhältnisses reicht es - wie oben angeführt - grundsätz­
lich aus, daß die Klägerin durch das beanstandete Wettbe­
werbsverhalten überhaupt beeinträchtigt, d.h. im Absatz be­
hindert oder gestört werden kann. Es ist allgemein aner­
kannt, daß ein konkretes Wettbewerbsverhältnis auch zwi­
schen Gewerbetreibenden verschiedener Wirtschafts- oder 
Handelsstufen bestehen kann (vgl. BGH, Urt. v. 20.2.1986 
- I ZR 202/83, GRUR 1986, 618, 620 = WRP 1986, 465 - Vor­
satz-Fensterflügel; Urt. v. 26.11.1992 - I ZR 108/91, GRUR 
1993, 563, 564 = WRP 1993, 390 - Neu nach Umbau; Baumbach/ 
Hefermehl, Wettbewerbsrecht, 19. Aufl., Einf. Rdn. 226 
m.w.N.). Deshalb genügt auch ein nur mittelbares Wettbe­
werbsverhältnis (Baumbach/Hefermehl aaO). Dies hat das Be­
rufungsgericht möglicherweise mißverstanden, indem es das 
konkrete Wettbewerbsverhältnis offensichtlich (nur) mit ei­
nem unmittelbaren gleichsetzen wollte. Im Streitfall reicht 
es aus, daß - unabhängig von der rechtlichen Einordnung des 
in Aussicht genommenen Provisionsgeschäfts - den angespro­
chenen Tischlereibetrieben, die auch als Kunden der Kläge­
rin in Betracht kamen, angeboten wurde, Artikel der Monta­
ge- und Befestigungstechnik anderer Hersteller als der Klä-
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gerin über die Beklagten zu bestellen, und zwar zu einem - 
möglicherweise auch günstigeren - Preis des Drittlieferan- 
ten zuzüglich eines 6%igen Aufschlags der Beklagten. Entge­
gen der Ansicht des Berufungsgerichts erforderte die Annah­
me eines konkreten Wettbewerbsverhältnisses danach nicht, 
daß die Beklagten als Anbieter eigener Artikel aufgetreten 
sind.

2. Dieser fehlerhafte Ansatz des Berufungsgerichts hat 
sich ersichtlich auf die von ihm verneinte Frage ausge­
wirkt, ob der Preisvergleich der Beklagten unter dem Ge­
sichtspunkt der kritisierenden vergleichenden Werbung nach 
§ 1 UWG zu beanstanden ist. Entgegen der Ansicht des Beru­
fungsgerichts scheitert die Annahme einer vergleichenden 
Werbung nicht daran, daß die Beklagten ausschließlich frem­
de Preise, nicht aber eigene mit fremden Preisen verglichen 
hätten. Das Berufungsgericht hat aus der bisherigen Recht­
sprechung zu Unrecht den Grundsatz abgeleitet, daß eine 
PreisZusammenstellung oder Marktübersicht durch einen am 
eigentlichen Preiswettbewerb selbst nicht Beteiligten nicht 
wettbewerbswidrig sei.

Es kann auf sich beruhen, ob - wie die Revision 
meint - der von den Beklagten verlangte Preis, der sich aus 
dem Lieferantenpreis zuzüglich eines 6%igen Aufschlags zu­
sammensetzt, bei wirtschaftlicher Betrachtung letztlich als 
eigener Preis der Beklagten anzusehen ist. Darauf kommt es 
für die wettbewerbsrechtliche Beurteilung nicht an. Es ist 
zwar richtig, daß in den meisten der bislang entschiedenen 
Fälle, auf die das Berufungsgericht sich stützt, fremde 
Preise mit eigenen verglichen wurden (vgl. u.a. BGH GRUR
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1986, 618 - Vorsatz-Fensterflügel; Urt. v. 30.3.1989
- I ZR 21/87, GRUR 1989, 668 = WRP 1989, 513 - Generikum- 
Preisvergleich; Urt. v. 20.6.1991 - I ZR 277/89, GRUR 1992, 
61, 62 = WRP 1991, 654 - Preisvergleichsliste I). Die An­
wendung der zur vergleichenden Werbung entwickelten Grund­
sätze beschränkt sich aber nicht auf derartige Fälle. Maß­
gebend ist allein, ob der Waren- oder Preisvergleich zu 
Zwecken des Wettbewerbs, d.h. objektiv und subjektiv zur 
Förderung eigenen oder fremden Wettbewerbs, veröffentlicht 
wurde. Dementsprechend ist z.B. der Preisvergleich einer 
Institution zur Förderung des Absatzes von Heizöl, die 
selbst kein Heizöl vertreibt, an den zum wettbewerbswidri­
gen Preisvergleich aufgestellten Maßstäben gemessen worden 
(vgl. BGH, Urt. v. 1.2.1996 - I ZR 50/94, GRUR 1996, 502 = 
WRP 1996, 721 - Energiekosten-Preisvergleich I; Urt. v. 
19.9.1996 - I ZR 72/94, GRUR 1997, 304 = WRP 1997, 179
- Energiekosten-Preisvergleich II). Dagegen sind neutrale 
Waren- oder Preistests durch Verbraucherverbände, Zeit­
schriftenverlage und neutrale Institute wie die "Stiftung 
Warentest" grundsätzlich als wettbewerbsrechtlich zulässig 
angesehen worden, sofern sie, wie regelmäßig, nicht zu 
Zwecken des Wettbewerbs handeln (vgl. BGH, Urt. v.
20.3.1981 - I ZR 10/79, GRUR 1981, 658 = WRP 1981, 457
- Preisvergleich I, betr. den Preisvergleich eines Verbrau­
cherverbandes; Baumbach/Hefermehl aaO § 1 UWG Rdn. 403 ff.; 
Köhler/Piper, UWG, § 1 Rdn. 400 ff., jeweils m.w.N.). Darum 
geht es vorliegend indessen nicht; denn die Beklagten haben 
sich nicht auf eine uneigennützige Information über Bezugs­
möglichkeiten beschränkt. Sie haben - wie die vorstehenden 
Ausführungen unter II 1 zeigen - ihren Preisvergleich Drit­
ten sowohl zur Förderung eigenen als auch zur Förderung



fremden Wettbewerbs und damit zu Wettbewerbszwecken be­
kanntgegeben. Sie haben sich - auch mit der Absicht eigener 
Gewinnerzielung - an denselben Kundenkreis, der auch von 
der Klägerin angesprochen wird, gewandt und sind damit zu 
dieser in Wettbewerb um den Abschluß von Geschäften getre­
ten.

3. Das Berufungsurteil ist danach schon deshalb aufzu­
heben, weil es nicht in Einklang mit den von der Rechtspre­
chung bislang zur vergleichenden Werbung entwickelten 
Grundsätzen steht. Danach war der Preisvergleich als kriti­
sierende vergleichende Werbung grundsätzlich verboten und 
nur dann ausnahmsweise zulässig, wenn weder bestimmte Mit­
bewerber namentlich genannt noch unnötigerweise erkennbar 
gemacht werden, der Vergleich aus hinreichendem Anlaß er­
folgt und seine Angaben sich nach Art und Maß in den Gren­
zen des Erforderlichen und der wahrheitsgemäßen sachlichen 
Erörterung halten; der hinreichende Anlaß kann sich aus ei­
nem beachtlichen Aufklärungsinteresse der Allgemeinheit er­
geben (vgl. u.a. BGH GRUR 1989, 668, 669 - Generikum-Preis­
vergleich; 1992, 61, 62 - Preisvergleichsliste I; 1996,
502, 506 - Energiekosten-Preisvergleich I; 1997, 304, 305
- Energiekosten-Preisvergleich II; Urt. v. 2.5.1996
- I ZR 108/94, GRUR 1996, 983, 984 - Preisvergleich II).

4. An dieser Rechtsprechung des Senats, die von einem 
grundsätzlichen Verbot der vergleichenden Werbung ausgegan­
gen ist, dem sie einen allgemeinen Ausnahmegrundsatz gegen­
übergestellt hat, hält der Senat inzwischen nicht mehr 
fest. Nachdem die Richtlinie 97/55/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 6. Oktober 1997 zur Änderung der
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Richtlinie 84/450/EWG über irreführende Werbung zwecks Ein­
beziehung der vergleichenden Werbung (ABI. Nr. L 290 vom 
23.10.1997, S. 18) ergangen ist, hat der Senat durch das 
Urteil "Testpreis-Angebot" (BGH, Urt. v. 5.2.1998 
- I ZR 211/95, WRP 1998, 718) seine Rechtsprechung im Hin­
blick auf eine gebotene richtlinienkonforme Auslegung des 
§ 1 UWG geändert. Darauf sind die Parteien in der mündli­
chen Verhandlung vor dem Senat hingewiesen worden. Verglei­
chende Werbung, die - wie hier - Mitbewerber erkennbar 
macht, ist nunmehr als grundsätzlich zulässig anzusehen, 
sofern die unter Art. 3a Abs. 1 lit. a bis h der Richtlinie 
97/55/EG genannten Voraussetzungen erfüllt sind.

Ob diese Voraussetzungen im Streitfall gegeben sind, 
vermag der Senat aufgrund der vom Berufungsgericht bislang 
getroffenen Feststellungen nicht abschließend zu beantwor­
ten. Es bedarf insoweit einer weiteren Aufklärung durch den 
Tatrichter, so daß das Berufungsurteil aufzuheben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweisen ist. Die Parteien werden 
im wiedereröffneten Berufungsrechtszug Gelegenheit haben, 
sich zu den geänderten rechtlichen Anforderungen zu äußern. 
Dies entspricht dem Gebot rechtlichen Gehörs (Art. 103 
Abs. 1 GG) und prozessualer Fairneß (vgl. BVerfG NJW 1991, 
2823 f.; 1994, 1274).

Zu prüfen ist hier vor allem die unter Art. 3a Abs. 1 
lit. c der Richtlinie geregelte Zulässigkeitsvoraussetzung, 
wonach die vergleichende Werbung objektiv eine oder mehrere 
wesentliche, relevante, nachprüfbare und typische Eigen­
schaften von Waren, zu denen auch der Preis gehören kann.



vergleichen muß. Dabei wird in dem Gebot objektiven Ver- 
gleichens, das auch in den Erwägungsgründen 7 und 15 der 
Präambel betont wird, vor allem eine Bekräftigung des Sach­
lichkeitsgebots zu sehen sein (vgl. Gloy/Bruhn, GRUR 1998, 
226, 237; auch Tilmann, GRUR 1997, 790, 796). Darüber hin­
aus kann es aber auch im Zusammenhang mit dem weiteren Kri­
terium der Nachprüfbarkeit Bedeutung erlangen (vgl. Plass- 
mann, GRUR 1996, 377, 379 f.). Mit diesem Kriterium, das 
der Senat schon in seiner bisherigen Rechtsprechung berück­
sichtigt hat (vgl. BGH GRUR 1996, 983, 984 f. - Preisver­
gleich II), ist die Unterscheidung zwischen Tatsachenbe­
hauptungen und Werturteilen angesprochen (näher dazu Gloy/ 
Bruhn, GRUR 1998, 226, 236; Plassmann, GRUR 1996, 377,
379). Vorausgesetzt wird, daß die bestimmte Eigenschaften 
vergleichenden Werbeaussagen einen objektiv nachprüfbaren 
Inhalt haben müssen. Dies wird bei reinen Tatsachenbehaup­
tungen stets der Fall sein. Aber auch Aussagen, die sich 
äußerlich als bloße Werturteile darstellen, können einen 
nachprüfbaren Tatsachenkern enthalten (vgl. Baumbach/Hefer- 
mehl aaO § 3 UWG Rdn. 13 ff. zum Begriff der Angaben i.S. 
des § 3 UWG). Es muß sichergestellt sein, daß der Werbever­
gleich auf seine sachliche Berechtigung hin überprüft wer­
den kann. Dazu ist allerdings nicht erforderlich, daß der 
angesprochene Verbraucher die im Werbevergleich angeführten 
Eigenschaften ohne weiteres und ohne jeden Aufwand nachprü­
fen kann (vgl. auch Tilmann, GRUR 1997, 790, 796). Bei ei­
nem Werbevergleich der vorliegenden Art dürfte es als aus­
reichend anzusehen sein, daß sich der angesprochene Betrieb 
zumindest über die Beklagten oder auch über den in der Li­
ste genannten Lieferanten die nötige Klarheit verschaffen 
kann. Dagegen erschiene es unzumutbar, von den Beklagten
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für die Annahme einer hinreichenden Nachprüfbarkeit zu ver­
langen, daß sie auch die Empfänger der Rechnungen, aus de­
nen sie die Preise für ihre Vergleichslisten übernommen ha­
ben, namentlich nennen.

Als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung könnte überdies 
eine Prüfung nach Art. 3a Abs. 1 lit. a der Richtlinie in 
Betracht kommen, wonach der Werbevergleich nicht irrefüh­
rend i.S. des Art. 2 Nr. 2, des Art. 3 und des Art. 7 Abs.
1 sein darf (vgl. dazu näher Gloy/Bruhn, GRUR 1998, 226,
234 f.; Plassmann, GRUR 1996, 377, 379; Sack, GRUR Int. 
1998, 263, 271; Tilmann, GRUR 1997, 790, 796).

Falls es darauf ankommen sollte, wird der Klägerin 
auch Gelegenheit zur Stellung sachdienlicher Anträge zu ge­
ben sein, da der Unterlassungsantrag nach dem gegenwärtigen 
Sach- und Streitstand - wie auch vom Berufungsgericht ange­
führt - als zu weitgehend erscheint; dies allein schon des­
halb, weil sich das erstrebte Verbot auf Preisvergleichsli­
sten schlechthin bezieht.



Dem Berufungsgericht war auch die Entscheidung über 
die Kosten der Revision zu übertragen.

Erdmann Mees Starck

Bornkamm Pokrant
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